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Auch für das Weissbuch ist zehn Jahre 
nach seinem Erscheinen eine historische Ein-
ordnung und damit eine Entmythologisierung 
überfällig.

Das Weissbuch ist nicht aus 
einem Guss – 

es ist ein Dokument 
der Vielfalt und der Widersprüche 

In den Berichten der sieben Arbeitsgruppen der 
Zukunftskonferenz und der ausführlichen Zu-
sammenfassung im Vorwort spiegeln sich die 
unterschiedlichsten Standpunkte, Ideen und Vi-
sionen von 100, vielleicht 200 Menschen wie-
der, die damals, in den Jahren 2001 und 2002, 
in Wilhelmsburg wohnten und arbeiteten. 

Die Redaktion des Weissbuches listet al-
leine 21 Namen auf – zusätzlich gab es in den 
sieben Arbeitsgruppen der Zukunftskonfe-
renz weitere Sprecherinnen und Sprecher. 

• �Es waren die Aktivsten aus zahlreichen Ini-
tiativen, Vereinen, Parteien und dem Beirat.

• �Es waren die, die ausgeharrt hatten und sich 
nicht hatten vertreiben oder verdrängen lassen 
von der jahrzehntelangen Abwärtsspirale, der 
wachsenden Arbeitslosigkeit und Armut, der 
wiederholten Zumutungen aus dem Hambur-
ger Rathaus, der Misere in den Schulen, dem 
Sterben von Läden und Nachbarschaften.

• �Es waren diejenigen, die der verbreiteten 
Resignation im Stadtteil und dem zuneh-
menden Ruf nach einfachen Lösungen (siehe 

Wahlerfolge von REP und DVU 1993 und 
1997, Aufstieg der Schill-Partei parallel zur 
Zukunftskonferenz) ein selbstbewusstes 
Bürgerengagement entgegen setzen und ge-
meinsam Erfolge organisieren wollten.

Die Zukunftskonferenz war grundsätzlich 
offen für alle, die sich engagieren wollten. 
Faktisch aber waren große Bevölkerungs-
gruppen unterrepräsentiert. Darunter Kinder 
und Jugendliche, Arbeitslose und migranti-
sche Gruppen.

Die Ideen für ein besseres Wilhelmsburg 
der Zukunft waren bunt und unterschiedlich. 
Das reichte von einer grundsätzlich anderen 
staatlichen Politik gegen Arbeitslosigkeit und 
Sozialabbau, über Forderungen an den Senat 
zu einer gerechteren Verteilung zwischen den 
Hamburger Stadtteilen (Maßnahmen gegen 
Segregation und Ausgrenzung), bis zu der 
Vorstellung, mit gezielter Aufwertung und 
Veränderungen in der Wilhelmsburger „Be-
völkerungsstruktur“ könnten die Probleme 
gelöst werden. 

Die Zukunftskonferenz war 
kein Angebot – 
sie wurde dem 
Hamburger Senat abgetrotzt 

Aus Sicht des Hamburger Senats war Wil-
helmsburg im Jahre 2000 auf einem guten 
Weg. Schließlich hatte er 1994 bei der Müll-
verbrennungsanlage eingelenkt, unter Lei-
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Zur Entmythologisierung 
von 

Weissbuch 
und 

Zukunftskonferenz Wilhelmsburg

„Insel im Fluss – Brücken in die Zukunft“ als Motto der 
Zukunftskonferenz steht für den Beginn einer dynami-
schen, fortlaufende Debatte, mit den Menschen, die hier 
leben im Mittelpunkt. Es eignet sich nicht für Mythen- 
bildung und zum Missbrauch für externe Interessen.

von Manuel Humburg.

„Insel im Fluss — Brücken in die Zukunft“ 

war das Motto der Zukunftskonferenz. 

Hier die Wassertreppe 7 im Spreehafen: 

eine Brücke für eine Fähre, eine Schute, 

ein schwimmendes Atelier …

Eine sinnvolle Brücke — auch wenn sie das 

andere Ufer nicht erreicht und nicht aus 

Stein gebaut ist.

Natürlich will ich das Weissbuch nicht mit der 
Bibel vergleichen, aber ... Verklärung, Mythen-
bildung und das häufige Zitieren für z. T. ge-
gensätzliche Positionen zeugen mittlerweile 

auch beim Weissbuch der Zukunftskonferenz 
von einem gewissen Kultstatus. Es besteht die 
Gefahr von Missbrauch und der Funktionali-
sierung für unterschiedliche Interessen.
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einer erheblichen Kompetenzerweiterung für 
die kommunale Ebene. 

Vor allem das Festhalten an den Plänen für 
eine „Hafenquerspange“ quer über die Elbinsel 
nährte die Zweifel an der Ernsthaftigkeit des 
Senats. Am Angebot im neuen Beirat für Stadt-
teilentwicklung mitzuarbeiten, beteiligte sich 
das Forum deshalb nicht, hielt an seinen wei-
tergehenden Forderungen fest und organisier-

te 1997 demonstrativ einen großen Protestzug 
in Form einer Karnevalsdemo.

1999 legte der 1997 gewählte Rot-Grüne Se-
nat (in Wilhelmsburg hatten erneut 2477 Men-
schen = 17,1 % REP, DVU und NPD ihre Stimme 
gegeben) seine Pläne für die Hafenquerspange 
vor. Sie sollte über den Spreehafen im Norden 
der Insel verlaufen und quer über die Harburger 
Chaussee an der Reichsstraße andocken. 
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tung von Prof. Machule ein Bürgerbeteili-
gungsverfahren bewilligt, drei Millionen für 
Sonderinvestitionen locker gemacht und die 
Einrichtung eines Stadtteilbeirates geneh-
migt. Eine Imagekampagne verkündete 
„Hauptsache Wilhelmsburg“ und Ortsamtslei-
terin Heike Severin verbreitete Optimismus.

Die im Forum Wilhelmsburg zusammen-
geschlossenen Initiativen und Vereine teilten 

den amtlichen Optimismus nicht und kriti-
sierten die durchgeführten Maßnahmen als 
völlig unzureichend. Sie reichten bei weitem 
nicht aus, um die sozialen und strukturellen 
Probleme Wilhelmsburgs zum Besseren zu 
wenden und einen Stimmungsumschwung in 
der Bevölkerung zu bewirken. Das Forum for-
derte die Direktwahl eines Ortsrates durch 
alle Bevölkerungsgruppen und ein von die-
sem kontrolliertes Stadtteilmanagement mit 
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Die 2. Mai - Demo 2000 war 

Höhepunkt einer Kampagne 

gegen die sog. „Hafenquer-

spange“. Unter dem Motto 

„Zukunftsplan statt Auto- 

bahn“ wird eine positive 

Zukunft der Elbinsel ohne 

die anachronistischen 

Autobahnpläne gefordert 

— egal in welcher Trassen- 

variante. Rot/Grün betrieb 

damals die Linienbestim-

mung für eine Querspange 

in Hochlage über den Spree- 

hafen, keine 200 Meter 

von den gerade sanierten 

Wohngebieten im nördli- 

chen Reiherstiegviertel 

entfernt. Das Motto der 

Demo trug bis zur Zukunfts- 

konferenz. Die Autobahn-

pläne über den Spreehafen 

wurden 2008 beerdigt.
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wiegend der Tatsache zu verdanken, dass die 
Bewohner im Verfahren weitgehend die Regie 
übernommen hatten, für Koordination zwi-
schen den Arbeitsgruppen sorgten, ein ge-
meinsames Leitbild und eine Zukunftsstrate-
gie entwickelten und sich auf die Forderung 
von „Schlüsselprojekten“ einigten. Auch die 
Zusammenfassung in Form des heute noch 
viel zitierten Weissbuches war alles andere 
als selbstverständlich. Schließlich konnte ein 
Budget für eine Auflage von 1000 Exempla-
ren durchgesetzt werden.

Der Durchmarsch von Schill konnte mit 
diesen Mitteln nicht verhindert werden. 
Schill, Silberbach und die anderen Konsorten 

der Partei Rechtstaatlicher Offensive polemi-
sierten gegen die „unsinnige Zukunftskonfe-
renz“ vor allem mit dem Argument, sie würde 
an dem Wilhelmsburger Hauptproblem, der 
„Überfremdung“, ohnehin nichts ändern. 

Die schrecklichen Ereignisse im Sommer 2000 setzten die 

Forderung nach einer Zukunftskonferenz auf die Tages- 

ordnung. Aber erst nach massivem politischem Druck 

stimmte der Senat zu. Parallel fand der Aufstieg der Schill- 

Partei statt: Die ersten großen Versammlungen mit Ronald 

B. Schill fanden in Wilhelmsburg statt: Im Bürgerhaus und 

im Türkischen Hochzeitssaal am Vogelhüttendeich.

Dagegen organisierte das Forum am 2. 
Mai 2000 einen großen Protestzug und ent-
wickelte mit der Parole „Zukunftsplan statt Au-
tobahn“ die Forderung nach einer Zukunfts-
konferenz in Wilhelmsburg. Im Sommer 2000 
überschlugen sich dann die Ereignisse. Nach 
dem schrecklichen Tod des kleinen Volkan am 
26. Juni durch den Kampfhund Zeus auf dem 
Schulhof Buddestraße, dem Mord auf offener 
Straße im Bahnhofsviertel und dem Dreifach-
Mord im Schwentnerring machte sich große 
Verunsicherung in der Bevölkerung breit. Ro-
nald Barnabas Schill tauchte hier das erste Mal 
auf dem Berta-Kröger-Platz auf und testete in 
Wilhelmsburg, im Bündnis mit dem langjähri-
gen ehemaligen Wilhelmsburger SPD-Bürger-
schaftsabgeordneten Manfred Silberbach, die 
öffentliche Wirksamkeit seiner populistischen 
Thesen für law and order. 

Das Forum dagegen versuchte, das Bedürf-
nis nach Sicherheit in progressiver Weise zu 
besetzen, und schloss sich mit Elternräten, Ver-
tretern von Kirchen und Parteien zu einem 
„Runden Tisch Sicherheit und Zukunft“ (SuZ) 
zusammen. SuZ erwartete vom Senat ein So-
fortprogramm und die Einsetzung einer Zu-
kunftskonferenz. Im Senat hatte man offenbar 
den Ernst der Lage nicht erkannt und speku-
lierte darauf, dass der Schill-Kampagne ir-
gendwie von alleine die Luft ausgehen würde. 

SuZ entschloss sich zu einem gewagten 
Schritt und lud unter dem Motto: „Hilferuf 
aus der Bronx“ zu einer Pressekonferenz ein. 

Das Medienecho war gewaltig. Der Senat 
lenkte schließlich ein und beförderte einen 
Bürgerschaftsbeschluss, mit dem Stadtent-
wicklungssenator Willfried Maier mit einer 
Zukunftskonferenz beauftragt wurde.

Die Zuko blieb hinter ihren 
Möglichkeiten zurück 

und konnte den Durchmarsch 
von Schill nicht verhindern 

Die Stimmung im Stadtteil und die zugespitz-
te politische Lage (Forum Aktivisten sahen 
PRO-Schill in Wilhelmsburg bei der kommen-
den Wahl September 2001 zwischen 20 und 
30 %) hätten eine Zukunftskonferenz mit gro-
ßer Außenwirkung erfordert: eine breite öf-
fentliche Debatte über die brennenden Nöte 
und Zukunftsfragen der ratlosen und verun-
sicherten Menschen vor Ort. Entsprechende 
Vorschläge zur Öffnung der Konferenz für 
breitere Bevölkerungskreise und eine Aus-
stattung mit den dazu erforderlichen Res-
sourcen konnten leider nicht durchgesetzt 
werden. Im Gegenteil: Das schmale Budget 
stellte außer für die Auftakt- und Abschluss-
Veranstaltungen keine Mittel für eine offen-
sive und effektive Öffentlichkeitsarbeit zur 
Verfügung. Die Arbeitsgruppen mussten eh-
renamtlich selbst organisiert und koordiniert 
werden. Zur Abschlussdokumentation war 
eine lose Sammlung von Din-A4-Berichten 
der einzelnen AGs vorgesehen. Dass von der 
Konferenz überhaupt ein kraftvolles Signal 
an die Hamburger Politik ausging, ist über-

Der Runde Tisch 

Sicherheit und Zukunft für Wilhelmsburg ! 

lädt ein zu einem: 

 

Pressegespräch 

 

Hilfeschrei aus der „Bronx“! 

 

Donnerstag,  7. September 11: 00 

 

Gemeindehaus St. Raphael, Jungnickelstrasse 21 

(Altes Bahnhofsviertel – schräg gegenüber der Kirche) 

 

oSchon wieder Wilhelmsburg! 
oWir wollten doch raus aus den Negativschlagzeilen! 

o„Volkans Tod auf dem Schulhof“, „Kampfhundszene“, „Hinrichtung auf 

offener Straße“, jetzt: „3-fach Mord im Schwentnerring“  

     Alles Zufälle? „Hätte alles auch woanders passieren können!“ 

oJa . Aber es passiert hier. 
oUrsachen und Hintergründe sind ewig bekannt – die Politik versagt. 

oElternräte, Soziale Einrichtungen, Pastorinnen, Leute aus Beirat, 

FORUM, CDU, GAL,SPD bilden „Runden Tisch“ und  fordern seit  

Wochen Sofortmaßnahmen und Zukunftskonzepte. (s. Anlage) 

 
Die Reaktionen der verantwortlichen Behörden bisher: hilflos, 

nicht zuständig, weiterreichen, auf Zeit spielen. 

Wie wird die Hundeverordnung umgesetzt? 

Wie ist die Lage in der Schule Buddestraße nach Schulbeginn? 

Wie ist die Stimmung im Quartier? 

Was müsste im ganzen Stadtteil angepackt werden? 

 

Wir wissen, dass dieser Stadtteil auch positive Seiten hat, sonst würden 

wir hier nicht leben. Wenn er aber schöngeredet wird, statt die massiven 

Probleme anzupacken, ist dies verantwortungslos und zynisch. Das spielt 

nur rechten Rattenfängern in die Hände. 

Hamburgs Ruf ist in Gefahr! 

 
Corinna Peters - Leimbach (Pastorin im Bahnhofsviertel), Patricia Husemann (Elternrat Schule 

Buddestraße), Liesel Amelingmeyer (FORUM Wilhelmsburg), Brigitte Stein –Baura (Elternrat 

Bonifatius-Schule), Jörn Frommann (MdHB, CDU-Ortsverband Wilhelmsburg), Lutz Neysters 

(GAL-Fraktion Bezirksversammlung), Aliekber Akin (Elternrat Schule Buddestraße), Manuel 

Humburg (Hausarzt), Jürgen Demann (Kreiselternrat) 

 
Rückfragen an: Manuel.Humburg@t-online.de Tel. 754 07 31, Fax. 754 07 34 

 
Anlagen (nur e-mail): Resolution und Senatsanschreiben der Gruppe „Sicherheit und Zukunft“  

I. Aus der Geschichte lernen
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Es kam schlimmer als befürchtet: Bei der 
Wahl im September 2001 erzielte die Schill-
Partei in Wilhelmsburg mit 34,9 % ihr (Ham-
burg weit) bestes Ergebnis. (4430 Stimmen). 
Die SPD blieb mit 36,2% nur knapp stärkste 
Partei (4603 Stimmen). Bei der Wahl für die 
Bezirksversammlung lag Schill sogar vor der 
SPD an erster Stelle. 

Auf der Abschlusspräsentation der Zu-
kunftskonferenz wurde das Weissbuch nicht 
dem initiierenden Senator Maier, sondern 
jetzt dem neuen Schill-Senator Mario Mett-
bach überreicht. 

Die Zukunftskonferenz zur Verlegung der 
Wilhelmsburger Reichsstraße und zur 
Verhinderung weiterer Autobahnen
Ausgangspunkt und Schwerpunkt der Zuko 
war: Die Verhinderung der Hafenquerspange 
und anderer Autobahnprojekte auf den Elb-

inseln. Nicht ohne Grund stand das Motto 
vom „Zukunftsplan statt Autobahn“ Pate für 
die Zukunftskonferenz. 

Was uns damals vorlag, war die Linienbe-
stimmung der Behörde von 1999 (www.zu-
kunftsplan-statt-autobahn.de/Archiv/HQS-
Linienbestimmung-1999.PDF) und die dazu 
gehörenden Pläne mit den untersuchten 
Trassenvarianten. Sie entsprechen denen in 
einer späteren Grafik der Behörde von 2008 
(s. Abbildung Seite XXXXXXXXX). 

In der AG-Verkehr wurden alle Varianten 
ausführlich untersucht und alle, auch die Dia-
gonaltrasse Ost (trotz der damit verbundenen 
Verlegung der Wilhelmsburger Reichsstraße 
an die Bahn) wurden definitiv abgelehnt. Als 
Alternative wurde eine ringförmige Ver-
kehrsführung – ohne Autobahn – von der Zu-
ko vorgeschlagen. (Weissbuch S. 45 ff). Nur 

unter ausdrücklich dieser Voraussetzung 
wurde über eine mögliche Verlegung der 
WRS diskutiert. 

Bei selektiver Lektüre kann dieser Zu-
sammenhang aus dem Auge verloren gehen, 
was zu Verwirrung führen kann.

In der Tat war der Zuko die jetzige Wil-
helmsburger Reichsstraße mit ihren Lärme-
missionen und ihrer Zerschneidungswirkung 
ein Dorn im Auge. Der spätere Vorschlag der 
IBA im Jahre 2008 für die Umgestaltung zu 
einem Boulevard wurde deshalb auch einhel-
lig begrüßt. Alarm wurde auch erst geschla-
gen, als bekannt wurde, dass die DEGES aus-
drücklich eine Verlegung als Autobahn plante 
und Anschlussfähigkeit an eine spätere „Ha-
fenquerspange“ (A26) im Süden der Elbinsel 
vorgesehen war. 

Das Weissbuch ist ein Zeitdokument aus 
dem Jahre 2002 mit 

vielen konkreten Ideen, 
aber zwei zentralen Botschaften 

Geschrieben in und für Wilhelmsburg im Jah-
re 2002 in einer konkreten zugespitzten Si-
tuation, spiegelt das Weissbuch die aktuelle 
Gedankenwelt der damaligen Akteure und 
Autoren wieder. 

So ist es vor allem der Wertbegriff selber, 
mit dem man heute sicherlich sensibler und 
differenzierter umgehen würde. „Hochwertig“, 

„In-Wert-Setzung“ gehören im Weissbuch zu 
den am häufigsten verwendeten Begriffen. Un-
ter „Aufwertung“ wurde in der Tat vor allem 
„Verbesserung der Lebensbedingungen“ ver-
standen und weniger die „Verwertbarkeit“ für 
Investoren. Und unter dem Eindruck von ra-
santer Verelendung hatten wir mögliche Ge-
fahren von Veredelung kaum im Blick. 

Einiges würde heute 
anders 

akzentuiert 
oder auch anders bewertet. 

Die Erfahrungen, die seit einigen Jahren in St. 
Pauli, St. Georg und anderswo mit „Verdrän-
gung“ durch „Aufwertung“ gemacht werden, 
schärfen hier heute richtiger Weise auch den 
Blick für Wilhelmsburg.

Eine Besonderheit war sicherlich die dama-
lige ökonomische Situation: Mitten in der IT-
Blase und im Containerboom herrschte auch in 
Wilhelmsburg unkritischer Wirtschaftsoptimis-
mus: Die Elbinseln als ein zentral gelegener zu-
kunftsfähiger Standort der Wissensgesellschaft 
für innovative Logistik und saubere Technolo-
gien in der IT-Branche. Wenig später platzte die 
IT-Blase und einige Jahre darauf lagen leere 
Containerriesen im Hafen vor Anker. 

Wenig Aufmerksamkeit wurde damals 
den Themen Klimawandel, Energieversor-
gung und auch Hochwasserschutz zu teil. 
Hier haben die Auseinandersetzungen der 

1000 Teilnehmende hat die Demo am 4.4.2009 — hier auf der Neuenfelder 

Straße: Der Kampf gegen die Autobahnisierung Wilhelmsburgs geht weiter.
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wohnerversammlungen auf den Erfahrun-
gen der Zukunftskonferenz auf, ebenso wie 
die Debatten beim „Pegelstand Elbinsel“, 
die der Verein Zukunft Elbinsel Wilhelms-
burg in Kooperation mit zahlreichen Part-
nern seit 2005 regelmäßig veranstaltet.

	� Neue Menschen ziehen auf die Elbinseln 
und bringen ihre Themen mit, andere 
Gruppen melden sich zu Wort und entwi-
ckeln ihre Sichtweise für eine positive Zu-
kunftsentwicklung. Dazu gehören die For-
derungen der Mieterinnen und Mieter der 
GAGFAH im Bahnhofsviertel nach men-
schenwürdigen Wohnbedingungen ebenso 
wie die Debatten um das Thema Gentrifi-
zierung und für eine soziale Wohnungspo-
litik. Dazu zähle ich die vielfältigen neuen 
Impulse, die im Bündnis der Verkehrsiniti-
ativen unter dem Dach von „Zukunftsplan-
statt-Autobahn“ entstehen ebenso wie die 
kürzliche Zukunftswerkstatt in Georgswer-
der. Eltern, Schülerinnen, Schüler und 
Lehrkräfte planen die nächsten Schritte der 
Bildungsoffensive. Fast 50 Initiativen und 
Vereine knüpfen ein neues bürgerschaftli-
ches Netzwerk auf den Elbinseln und ent-
wickeln neue Ideen für Mitsprache und 
Mitwirkung der hier lebenden Menschen. 

2.	�Was die Elbinseln vor allem brauchen, ist 
ein Umdenken bei den Entscheidern, ein 
Paradigmenwechsel. Die Zukunftskonfe-
renz fordert, die anhaltende Zweiteilung 
der Stadt in Ober- und Unterstadt zu 
überwinden. 

	� Natürlich sind Wilhelmsburg und die Ved-
del Orte, die sich die Elbinsel mit dem Ha-
fen teilen. Wenn sie aber – im Herzen der 
Stadt gelegen – der Stadt auch am Herzen 
liegen, muss die Frage: „Containerland 
oder Wohnort“ eindeutig beantwortet wer-
den. Als Stapelplatz für Containergebirge 
sind die Lebensräume der Menschen defi-
nitiv nicht geeignet.

	� Das gleiche gilt für die Containertranspor-
te und andere Durchgangsverkehre: Solan-
ge Verkehrsplaner und Wirtschaftsbehör-
de es für selbstverständlich halten, Auto- 
bahnen durch die Wohngebiete der Elbin-
seln, wahlweise im Norden, im Süden oder 
mitten durch die Wilhelmsburger Mitte für 
den Containertransport und Fernverkehre 
zu projektieren, kann von einer Überwin-
dung der Zweiteilung der Stadt keine Rede 
sein. Nördlich der Elbe sind Stadtautobah-
nen seit den 70er Jahren schließlich tabu.

Die Zukunftskonferenz ist für die Wil-
helmsburger Bürgerbewegung ein bedeutsa-
mer historischer Meilenstein. Ihre Visionen 
und Vorschläge aber müssen immer wieder 
weiter entwickelt und für und mit den Be-
wohnern umgesetzt werden. � ★

Zwei Botschaften der 

Zukunftskonferenz ragen 

heraus:

1. �Wir sind schon da, 

Wilhelmsburg gehört uns

2. �Die Zweiteilung der Stadt 

muss überwunden werden 

letzten Jahre um das Kohlekraftwerk Moor-
burg und die Elbvertiefung sowie die Schwer-
punktsetzung der IBA auf das Thema „Stadt 
im Klimawandel“ zu erhöhter Sensibilität 
beigetragen.

Natürlich bleibt es dem Weissbuch nicht 
erspart, auch als Rezeptbuch oder zur Legiti-
mierung fragwürdiger Intentionen miss-
braucht zu werden. Im Gegensatz zu man-
chem Projekt mit eingeschränktem Fokus 
oder kurzer Reichweite versucht das Weiss-
buch dagegen stets, die Elbinseln als ganze 
im Blick zu behalten, ebenso wie die Interes-
sen ihrer Bewohner in ihrer Gesamtheit. 

In diesem Sinne ragen zwei zentrale Bot-
schaften der Zukunftskonferenz heraus:
1.	� Wir sind schon da. Nichts ohne und gegen 

die Menschen, die hier leben. 
	� Hier formulieren die Akteure der Zu-

kunftskonferenz ihren Anspruch, bei den 
Veränderungen der Zukunft nicht nur mit-
genommen sondern vor allem ernst ge-
nommen zu werden und als Partner 
mitzugestalten.

	� Nicht was vor zehn Jahren mal im Weiss-
buch geschrieben wurde, ist deshalb ent-
scheidend, sondern der aktuelle Stand der 
Debatte der konkreten Bewohner vor Ort. 
Die Zukunftskonferenz stößt einen dyna-
mischen, fortlaufenden Prozess an. Dafür 
steht schon ihr Motto: „Insel im Fluss – 
Brücken in die Zukunft“.

	� In diesem Sinne bauen die späteren Ein-


